
 

 

Anlage 4 
(zu Ziffer I Nummer 5 Buchstabe b) 

 
Belehrung über die Verpflichtung zur Verfassungstreue im öffentlichen Dienst 

 
Nach § 7 Absatz 1 Nummer 2 des Beamtenstatusgesetzes muss sich der Beamte durch sein gesamtes Ver-
halten zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des 
Freistaates Sachsen bekennen und für ihre Erhaltung eintreten. 
 
1. Freiheitliche demokratische Grundordnung 
 

Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (vergleiche Urteil vom 23. Oktober 1952 - BVerfGE 2 S. 1 ff.) eine Ordnung, 
die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf 
der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Frei-
heit und Gleichheit darstellt. Sie ist das Gegenteil des totalen Staates, der – häufig im Gegensatz zu ver-
balen Beteuerungen – Menschenwürde, Freiheit des Einzelnen und Gleichheit vor dem Gesetz negiert. 

 
Zu den grundlegenden Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung sind insbesondere zu 
rechnen: 

 
– die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der 

Person auf Leben und freie Entfaltung der Persönlichkeit, 

– die Volkssouveränität, 

– die Gewaltenteilung, 

– die Verantwortlichkeit der Regierung, 

– die Unabhängigkeit der Gerichte, 

– die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 

– das Mehrparteienprinzip, 

– die Chancengleichheit für alle politischen Parteien und 

– das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. 

 
Die Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen diese Prinzipien der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Sächsischen Verfassung richten, ist unvereinbar mit 
den Pflichten eines Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob diese Bestre-
bungen im Rahmen einer Organisation, Gruppierung oder außerhalb einer solchen verfolgt werden. 

 
2. Verpflichtung zur Verfassungstreue 
 

Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse und die damit verbundenen Eingriffsrechte des Staates sind 
durch Artikel 33 Absatz 4 des Grundgesetzes einem Personenkreis vorbehalten, dessen Rechtsstellung in 
besonderer Weise Gewähr für Verlässlichkeit und Rechtsstaatlichkeit bietet. Beamte realisieren die 
Machtstellung des Staates, sie haben als Repräsentanten des Rechtsstaats dem ganzen Volk zu dienen 
und ihre Aufgaben im Interesse des Wohls der Allgemeinheit unparteiisch und gerecht zu erfüllen. Beamte 
stehen daher in einem besonderen öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis. Aufgrund dieser 
Treuepflicht gehört es jedenfalls zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums im Sinne 
von Artikel 33 Absatz 5 des Grundgesetzes, dass sich der Beamte zu der Verfassungsordnung, auf die er 
vereidigt ist, bekennt und für sie eintritt. 
 
Der Beamte muss sich mit den Prinzipien der verfassungsmäßigen Ordnung ohne innere Distanz identifi-
zieren. Gefordert ist die Bereitschaft, sich mit der freiheitlich-demokratischen, rechts- und sozialstaatlichen 
Ordnung dieses Staates zu identifizieren und für sie einzutreten (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, 
Urteil vom 17. November 2017, 2 C 25/17). 

https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR000010949BJNE005101377&docFormat=xsl&docPart=S
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Mit dieser Verpflichtung ist unvereinbar: 
 

– die Mitgliedschaft in und jede Unterstützung einer Partei, Vereinigung oder Einrichtung, die die frei-
heitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des Frei-
staates Sachsen ablehnt oder bekämpft, 

– die Unterstützung anderer verfassungsfeindlicher Bestrebungen oder 

– das Infrage stellen der staatlichen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Länder als 
Teil einer Gruppierung oder als Einzelperson, insbesondere indem die Existenz der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Länder abgelehnt wird, die auf dem Grundgesetz und der Sächsischen Verfas-
sung fußende Rechtsordnung generell nicht als verbindlich anerkannt wird, Vertretern des Staates 
und demokratisch gewählten Repräsentanten die Legitimation abgesprochen wird oder man sich ganz 
außerhalb der Gesellschaft stehend behauptet. 

 
3. Beamte und Richter auf Lebenszeit oder auf Zeit, die gegen die ihnen obliegende Pflicht zur Verfassungs-

treue schuldhaft verstoßen, begehen ein Dienstvergehen. Sie müssen damit rechnen, dass gegen sie ein 
Disziplinarverfahren mit dem Ziele ihrer Entfernung aus dem Dienst eingeleitet wird. Beamte auf Widerruf 
oder auf Probe sowie Richter auf Probe müssen mit ihrer Entlassung rechnen. 

 
 

Erklärung) 
 
 

1. Aufgrund dieser Belehrung erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass ich die vorstehenden Grundsätze der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des Frei-
staates Sachsen sowie die verfassungsmäßigen staatlichen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland 
und ihrer Länder ohne innere Distanz bejahe und dass ich bereit bin, mich jederzeit durch mein gesamtes 
Verhalten zu ihnen zu bekennen und für ihre Erhaltung einzutreten. 

 
2. Ich versichere ausdrücklich, dass ich 
 

– Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Verfassung des Freistaates Sachsen oder gegen eines ihrer oben genannten grundlegenden 
Prinzipien gerichtet sind, nicht verfolge oder unterstütze und auch in den letzten fünf Jahren nicht ver-
folgt oder unterstützt habe, 

– nicht Mitglied einer hiergegen gerichteten Organisation oder Gruppierung bin oder in den letzten fünf 
Jahren war, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
und der Verfassung des Freistaates Sachsen oder gegen eines ihrer oben genannten grundlegenden 
Prinzipien gerichtet ist, oder 

– nicht als Teil einer Gruppierung, Organisation oder als Einzelperson die staatlichen Strukturen der 
Bundesrepublik Deutschland oder ihrer Länder in den letzten fünf Jahren insgesamt in Frage gestellt 
habe. 

 
3. Mir ist bekannt, dass meine Ernennung mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen ist, wenn sie 

durch arglistige Täuschung herbeigeführt wurde (§ 12 Absatz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes), 
insbesondere durch eine wahrheitswidrige Erklärung nach Ziffer 1 und 2 dieser Erklärung. 

 
4. Ich bin mir darüber im Klaren, dass ich bei einem Verstoß gegen die Dienst- und Treuepflichten mit einer 

Entfernung aus dem Dienstverhältnis oder mit einer Entlassung rechnen muss. 
 
 
................................................................... ……..................................................... 
Ort, Datum Unterschrift 
 
 

 
) Es steht dem Bewerber frei, die Erklärung in geeigneter Weise zu ergänzen, wenn er sich aus tatsäch-

lichen Gründen außerstande sieht, diese in allen Punkten zu unterschreiben. 


